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Im internationalen Vergleich gilt Polen traditionell als Beispiel für ein Land ohne 

Regionalparteien. Das hat vielfältige Gründe. Weitgehend wurzeln sie in der wechselhaften 

Geschichte des polnischen Staates und der Nation. In der jüngeren Vergangenheit lassen sich 

aber kleine Veränderungen in diesem Bild erkennen. Ausschlaggebend dafür waren die von 

innenpolitischen Erfordernissen geprägten demokratischen Transformationsprozesse in Polen 

und auch externe Einflüsse, vor allem im Rahmen des Europäisierungsprozesses, in dem die 

EU als Promoter und Förderer der Regionen hinzutrat. Es lässt sich beobachten, dass seit der 

Wende 1989 die regionale Dimension in Polen wieder aufgewertet wird, sowohl von top-down 

Prozessen, die von der zentralen Politik gesteuert sind, als auch von bottom-up Vorgängen in 

einzelnen Gebieten von Polen.1 

Der Beitrag soll sich mit der Frage auseinandersetzen, wie die Prozesse von unten in den 

letzten Jahren verlaufen sind und welche organisatorischen Formen sie annehmen.  Ebenfalls 

betrachtet wird die Relevanz der Herausbildung von regionalen Organisationen für die 

polnische Politik. Die Hauptfrage dabei lautet, ob die regionalen Organisationen politische 

Bedeutung aufweisen und ein Potenzial besitzen, um als quasi Parteien zu agieren. Die 

Bezeichnung „regionale Bewegungen“ wird hier für solche Organisationen verwendet, die sich 

als Vertretung der raumbezogenen, subnationalen Interessen präsentieren. Um diese 

                                                           
1  In der polnischen Literatur wird für bottom-up Prozesse oft der Begriff Regionalismus (polnisch: 
regionalizm) verwendet, um die endogenen Prozesse zu beschreiben. Dagegen wird der Terminus 
Regionalisierung (polnisch: regionalizacja) für top down Prozesse verwendet, u.a.: Gorzelak, Grzegorz/Jałowiecki 
Bohdan 1993: Czy Polska będzie państwem regionalnym, Warszawa, Bieniada Rafał 2013: Federalizm 
kooperatywny jako czynnik regionalizacji substruktur państwa. Casus Austrii, RFN i Szwajcarii, Warszawa; 
Rydlewski Grzegorz 2007: Systemy administracji publicznej w państwach członkowskich Unii Europejskiej, 
Warszawa; Lemańska, Joanna 2008: Region, regionalizm, regionalizacja w europejskiej przestrzeni pojęciowej, 
in: Nowacki, Russano (ü), Prawne problemy regionalizacji w Europie, Wrocław, S. 133-157. 



Problematik zu veranschaulichen, werden zuerst die Rahmenbedingungen (Gegebenheiten) für 

die Entwicklung der regionalen Organisationen/Bewegungen in Polen skizziert, nämlich 

sowohl geschichtliche Hintergründe und staatsrechtlicher Rahmen als eine objektive 

Dimension (rechtliche Stellung von nationalen/ethnischen Minderheiten und territoriale 

Struktur Polens) als auch die Frage nach der/den regionalen Identität(en) in Polen (das 

Bewusstsein der eigenen Andersartigkeit im Staat) – als die subjektive Dimension der 

untersuchten Problematik. 

Die rechtliche Stellung von nationalen und ethnischen Minderheiten 

Die regionalen Bewegungen und regionalen Parteien werden oft als das Produkt multinationaler 

Staaten gesehen. Da das heutige Polen ethnisch weitgehend homogen ist, ergeben sich keine 

guten Voraussetzungen für die Entstehung und Entwicklung relevanter Regionalismen. Wenn 

man aber tief in die polnische Geschichte schaut, stellt man fest, dass der polnische Staat auch 

einmal ein Vielvölkerstaat war. In dem im Jahre 1918 wiederentstandenen polnischen Staat 

machten bis zum Ausbruch des Zweiten Weltkrieges die nationalen Minderheiten 31,1 % der 

Gesamtbevölkerung aus. Die größten Minderheiten waren: Ukrainer 13,9%, Juden: 8,6%, 

Belarussen: 3,1% und  Deutsche: 2,3%.2 

Das heutige Polen als ein ethnisch homogener Staat ist ein Produkt der Nachwirkungen des 

Zweiten Weltkrieges. Die Grenzverschiebung Polens und Vernichtung und Vertreibung der 

Bevölkerungsgruppen trugen entscheidend dazu bei. Innenpolitisch spielte hier die gezielte 

zentralistische Politik eine wichtige Rolle, die gegen jede Art von Andersartigkeit ausgerichtet 

war. In der Zeit der Volksrepublik (1945-1989) blieb also kein Platz für endogene, politisch 

orientierte Bewegungen in Regionen. Man kultivierte allenfalls das regionale Brauchtum, aber 

dann nur als volkstümlichen Teil der nationalen Kultur. Am Rande sei hinzufügen, dass die 

unitaristische Politik nicht nur ein Phänomen der Ostblockstaaten war. Auch in Westeuropa gab 

es Länder, in denen eine Politik der Minimierung der regionalen Unterschiede bewusst geführt 

wurde – vor allem dort, wo das Paradigma des „modernen Nationalstaats“ galt. Ein gutes 

Beispiel dafür ist Frankreich, wo die regionalen Unterschiede weitgehend liquidiert wurden. 

Wenn man die Region Katalonien heranzieht, fällt auf, dass in Spanien die Katalonier eine 

                                                           
2  Zieliński Henryk 1985: Historia Polski 1914-1939, Wrocław, S. 124, siehe auch: Gaber, Rusanna 2007: 
Politische Gemeinschaft in Deutschland und Polen: Zum Einfluss der Geschichte auf die politische Kultur, 
Wiesbaden, S. 135. 



starke nationale Identität beibehielten. In Frankreich dagegen wurde sie eher zur Folklore 

reduziert3. 

Die Wende 1989 brachte keine Grenzverschiebungen mit sich, aber im Zuge der 

Demokratisierung und Europäisierung kam es in Polen zur Aufwertung der lokalen und 

regionalen Ebenen. Die unterdrückten regionalen Emanzipationsambitionen lassen von sich 

wissen. Die regionale Identität, die während der Volksrepublik unterdrückt wurde, konnte jetzt 

ohne Beschränkung bekundet und manifestiert werden.  

So kam es 2002 zur Volkszählung, bei der zum ersten Mal nach dem Zweiten Weltkrieg die 

Fragen nach der Nationalität4 und nach der im Familienkreis gebrauchten Sprache gestellt 

wurden. Das Ergebnis bestätigte auf einer Seite die Tatsache der ethnischen Homogenität 

Polens, weil 96,74% der Bevölkerung sich mit der polnischen Nationalität identifizierte. Auf 

der anderen Seite stellte sich heraus, dass in der Gruppe der Befragten, die sich nicht mit der 

polnischen Nationalität identifizierten, die meisten (173.153 Personen – 0,45%) die 

„schlesische“ Nationalität angaben. Dabei war eine solche Wahlmöglichkeit im Formular nicht 

vorgegeben (rechtlich gesehen existiert keine schlesische Nation). Deswegen war nach 

Schätzungen der Bewegung der Autonomie Schlesiens die Zahl der Bürger, die sich als 

Schlesier fühlen, höher als die Zahl der Deklarationen innerhalb der Umfrage. Beklagt wurde 

auch, dass man nur eine Nationalität wählen durfte.5 Die zweitgrößte war die deutsche 

Minderheit (152.897 Personen – 0,4%)6. 

Die zweite Volkszählung 2011 ermöglichte es den Befragten, mehr als eine Nationalität 

anzukreuzen. Von 38,5 Millionen Staatsbürgern gaben über 36 Millionen Menschen die 

polnische Nationalität an (93,5%). Als überraschend galt die angestiegene Zahl an Menschen, 

die sich zu ihrer Regionalidentität bekennen: die größte Gruppe (809.000 Personen) definiert 

sich als Schlesier. In diesem Kreis befinden sich sowohl diejenigen, die sich gleichzeitig als 

Polen fühlen (415.000), als auch die, die ausschließlich die Nationalität „schlesisch” 

ausgewählt haben (362.000). Die Volkszählung 2011 hat auch die Kaschuben animiert, ihre 

                                                           
3  Zarycki, Tomasz 2008: Wybrane dylematy budowy tożsamości regionalnej, in: Kasińska- Metryka 
Agnieszka/Miernik, Rafał: Tożsamość województwa świętokrzyskiego w kontekście kraju i Unii Europejskiej, 
Kielce-Katowice, S. 37. 
4  Es geht hier um eine, dem Empfinden der Befragten nach, Deklaration der Nationalität, die unabhängig 
von der formalen Staatsangehörigkeit ist. 
5  Świderek, Bartłomiej: Komunikat Ruchu Autonomii Śląska dla mediów zachodnich. Serwis Nasze Kaszuby 
– Zasoby Kaszubsko-Pomorskie, 07.06.2002, http://www.naszekaszuby.pl/modules/news/ print.php?storyid=23 
(10.01.2015). 
6  Główny Urząd Statystyczny (Haupt-Statistikamt), http://stat.gov.pl/spisy-powszechne/narodowe-spisy-
powszechne/narodowy-spis-powszechny-2002/wyniki-narodowego-spisu-powszechnego-2002-naro dowosci-
oraz-jezyka/ (10.01.2015). 



Regionalidentität zu akzentuieren: 228.000 Menschen bekennen sich zu ihrer kaschubischen 

Identität (2002 waren es nur 5.100). Dabei deklarierten 212.000 davon auch die polnische 

Nationalität und nur 16.000 haben ausschließlich „kaschubisch“ als ihre Nationalität genannt. 

Der Volkszählung 2011 nach, deklarieren 109.000 Personen die Deutsche Nationalität, die 

Ukrainische 48.000, die Belarussische 47.000, die Romani 16.000, die Russische 13.000, die 

Lemkische 10.000 und andere, die noch kleinere Gruppen bilden.7  

Von den oben genannten Volksgruppen sind die meisten als Minderheiten in Polen rechtlich 

anerkannt, was bedeutet, dass sie unter rechtlichem Schutz stehen und finanzielle Unterstützung 

genießen. Die polnische Verfassung von 1997 verwendet den Begriff „nationale und ethnische 

Minderheiten.“8 Das Gesetz von 2005 über nationale und ethnische Minderheiten sowie über 

die Regionalsprache erkennt neun nationale Minderheiten in Polen (die belarussische, 

tschechische, litauische, deutsche, armenische, russische, slowakische, ukrainische und 

jüdische) und vier ethnische Minderheiten (karaimische, lemkische, romische, tatarische) an.9 

Außerdem gewährt dieses Gesetz der kaschubischen Sprache10 den Status der einzigen 

Regionalsprache in Polen. 

Die im Gesetz anerkannten nationalen und ethnischen Minderheiten besitzen ihre 

Organisationen und kultivieren ihre Muttersprache und Kultur, präsentieren aber keine 

politischen Aspirationen im Sinne eines politischen Regionalismus. Dies erklärt sich vor allem 

durch ihre geringe Mitgliederzahl. Sie können aber am politischen Leben teilnehmen, indem 

sie sich zum Beispiel an lokalen und regionalen Wahlen beteiligen. Der Status einer nationalen 

Minderheit bedeutet auch das Wegfallen der 5-Prozent Hürde in den Nationalwahlen, was das 

Wahlkomitee der deutschen Minderheit regelmäßig wahrnimmt, um seine Vertretung im 

Zentralparlament (der Sejm der Republik Polen) zu bekommen.  

                                                           
7  Główny Urząd Statystyczny (Haupt-Statistikamt), 
http://stat.gov.pl/cps/rde/xbcr/gus/lu_nps2011_wyniki _nsp2011_22032012.pdf (10.01.2015). 
8  Laut Art. 35 der Verfassung der Republik Polen vom 02.07.1997: „die Republik Polen gewährleistet den 
polnischen Staatsangehörigen, die nationalen und ethnischen Minderheiten angehören, die Freiheit der Erhaltung 
und der Entwicklung der eigenen Sprache, der Erhaltung von Bräuchen und Traditionen sowie der Entwicklung 
der eigenen Kultur. Nationale und ethnische Minderheiten haben das Recht auf Bildung eigener Ausbildungs- und 
Kultureinrichtungen sowie der Einrichtungen, die dem Schutz der religiösen Identität dienen. Sie haben auch das 
Recht an Entscheidungen in solchen Angelegenheiten beteiligt zu werden, die ihre kulturelle Identität betreffen.“ 
9  Art. 2 des Gesetztes vom 6. Januar 2005 über nationale und ethnische Minderheiten und über 
Regionalsprache (Dz.U. 2005 nr 17 poz. 141). 
10  Kaschubisch gehört neben dem Slovakischen, Tschechischen, Polnischen, Obersorbischen und  
Niedersorbischen zu der Gruppe der westslavischen Sprachen, nach Müller A.M. 2010: Das Beispiel Sorben: 
Aktuelle sprachliche Lage und Einfluss von Charta und Rahmenübereinkommen, in: Europäische Sprachen und 
Minderheitenpolitik Ein Blick auf die Ukraine und Deutschland, Slavisches Seminar der Albert-Ludwigs-
Universität Freiburg, Mai/Juni 2010, S. 60, http://www.slavistik.uni-freiburg.de/files/materialien/europaeische-
sprachenpolitik (10.02.1015). 



Wenn wir aber wieder an Volkszählungsergebnisse anknüpfen, stellt sich heraus, dass die 

größte Gruppe, die eine regionale Identität aufweist, keinen rechtlichen Status als eine ethnische 

oder nationale Minderheit besitzt. Die Selbstwahrnehmung als Schlesier und die subjektive 

Deklaration der Existenz einer schlesischen Nation hat keine rechtlichen Konsequenzen in 

Form von Privilegien, z.B. (in Form von Sonderregeln innerhalb des Wahlrechts). Doch die 

Bezeichnung „schlesische Nationalität“ taucht immer wieder in der Öffentlichkeit auf und ruft 

Kontroversen und Polemik hervor. Unter anderem gewann diese Problematik infolge der 

Entstehung von Organisationen, die sich explizit auf die „schlesische Nationalität“ berufen und 

deren offizieller Name diesen Begriff beinhaltet, an Bedeutung. Schon 1996 wurde „Der 

Verband der Bevölkerung der schlesischen Nationalität“ (Związek Ludności Narodowości 

Śląskiej) gegründet. Das Gericht lehnte aber die Eintragung des Vereins in das Vereinsregister 

ab. Die Begründung lautete, der Verbandsname könne täuschen, weil keine schlesische Nation 

existiert. Der Verband versuchte sich bei allen polnischen Gerichtsinstanzen durchzusetzen und 

auch beim Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg – ohne Erfolg. Der 

Europäische Gerichtshof wies 2004 die Klage des Verbands zurück und entschied, dass 

polnische Gerichte das Recht nicht verletzten, indem sie den Verein nicht zugelassen haben. 

Dabei nahm der Gerichtshof keine Stellung zu der Frage nach Existenz oder Nichtexistenz der 

schlesischen Nationalität.11 2007 beschäftigte sich das Oberste Gericht erneut mit der Klage 

des Verbands wegen der Ablehnung seiner Registrierung. Auch diesmal entschied das Gericht, 

dass die Zulassung einer Organisation unter diesem Namen rechtswidrig ist.12   

2011 wurde „Der Verein von Personen der schlesischen Nationalität“ (polnisch: 

Stowarzyszenie Osób Narodowości Śląskiej) von 18 Personen gegründet. Das Amtsgericht hat 

die Registrierung unter diesem Namen abgelehnt, aber bei der zweiten Instanz erzielte der 

Verein Erfolg und wurde ins Vereinsregister eingetragen. Der Verein argumentierte, dass das 

Gesetz über die Volkszählung 2011 eine subjektive Perspektive des Begriffs „Nation“ zulässt. 

Nun hat das Oberste Gericht infolge einer Klage von der Staatsanwaltschaft diese Entscheidung 

aufgehoben. Die Begründung war, dass das Gesetz für statistische Zwecke gedacht war und 

keine neue Rechtssituation bildet. Es existiert kein Nationalstaat der Schlesier und es gibt keine 

                                                           
11  Wójcik, Katarzyna 2011: Mniejszości narodowe i ich ochrona w orzecznictwie Europejskiego Trybunału 
Praw Człowieka, in: Balcerzak, Michał/Jasudowicz, Tadeusz/Kapelańska-Kręgowska, Julia (Hrsg.): Europejska 
Konwencja Praw Człowieka i jej system kontrolny – Perspektywa systemowa i orzecznicza, Toruń, S. 255.  
12  Postanowienie z dnia 14 lutego 2007 r. III SK 20/06 Izba Pracy, Ubezpieczeń Społecznych i Spraw 
Publicznych, Orzecznictwo Sądu Najwyższego Zbiór Urzędowy Izba Pracy, Ubezpieczeń Społecznych i Spraw 
Publicznych 2008/3-4/54.  



schlesische Nation. Deshalb entschied das Amtsgericht, den Verein aus dem Register zu 

streichen.    

Die zwei oben benannten Vereine deklarieren vor allem das Engagement für die Förderung 

und Stärkung des Nationalbewusstseins und Kultur der Schlesier, distanzieren sich aber von 

Politik, u.a. von der Teilnahme an Wahlen.13  

Es ist aber auch eine Organisation aktiv, die Schlesier anspricht und sich als eine politische 

Repräsentation der Region sieht. Es ist die „Bewegung der Autonomie Schlesiens“ (polnisch: 

Ruch Autonomii Śląska). Dem Namen kann man entnehmen, dass die Organisation regional 

orientiert ist und politische Ziele und Forderungen hat. Ihr Verlangen nach einer Autonomie für 

ein Gebiet innerhalb Polens (ferner Autonomie für andere Regionen, am Beispiel von 

Regionalstaaten wie Spanien oder Italien14 und in einer weiteren Perspektive wäre eine föderale 

Struktur für Polen nicht ausgeschlossen15) berührt ein grundsätzliches Element des politischen 

Systems in Polen, nämlich den territorialen Aufbau des Landes, welcher in der polnischen 

Verfassung von 1997 bestimmt wurde. 

Die territoriale Struktur Polens 

Laut Artikel 3 der Verfassung ist Polen ein Einheitsstaat. Wichtig dabei ist, dass im Artikel 15 

ein Dezentralisierungsgebot festgeschrieben ist („Die Gliederung des Staatsgebietes der 

Republik Polen gewährleistet die Dezentralisierung der öffentlichen Gewalt“). Und die 

wichtigste Form der Dezentralisierung ist in Polen die territoriale Selbstverwaltung („Die 

örtliche Selbstverwaltung nimmt an der Ausübung der öffentlichen Gewalt teil. Den ihr im 

Rahmen der Gesetze zufallenden wesentlichen Teil der öffentlichen Aufgaben realisiert die 

Selbstverwaltung im eigenen Namen und in eigener Verantwortung“ – Artikel 16). Dieser 

Aufbau ist anders als der in Föderationen, wo die Autonomie der Gliedstaaten aus der 

Perspektive des Zentralstaats die wichtigste Form von Dezentralisierung darstellt.16 Empirisch 

lässt sich zeigen, dass Föderationen in der Regel einen größeren politischen und fiskalischen 

Dezentralisierungsgrad aufweisen als Einheitsstaaten. Jedoch besteht das zentrale 

                                                           
13  Die offiziellen Webseiten der Organisationen: Der Verband der Bevölkerung der schlesischen 
Nationalität, http://www.zlns.ubf.pl/news.php; Der Verein von Personen der schlesischen Nationalität, 
http://slonzoki.org/przykladowa-strona-2/statut/ (10.02.2015). 
14  Die offizielle Webseite der Bewegung der Autonomie Schlesiens, http:// www.autonomia.pl/faq/#f32 
(10.02.2015). 
15 Ein Interview mit dem Vorsitzenden der Bewegung Autonomie Schlesiens vom 3 März 2011, 
http://tygodnik.onet.pl/wazny-test-dla-slaska-zmienia-ustroj-polski/2mlvj (12.02.2015). 
16  Heun, Werner 2012: Die Verfassungsordnung der Bundesrepublik Deutschland, Tübingen, S. 59. 



Unterscheidungsmerkmal zwischen beiden Formen der Staatlichkeit nicht im Umfang der 

dezentralisierten Kompetenzen, sondern darin, ob die Autonomie der Gliedeinheiten 

konstitutionell garantiert ist. Wenn das Design des vertikalen Staatsaufbaus unilateral 

(einseitig) durch den Zentralstaat verfügt und verändert werden kann, handelt es sich um einen 

dezentralisierten Einheitsstaat.17   

Das heutige Polen als ein tief dezentralisierter Einheitsstaat mit der dreistufigen territorialen 

Selbstverwaltung hat seine Wurzeln in der Zweiten Republik Polen (1918-1939). Nach der 

Wende 1989 war die Dezentralisierung eine der Hauptbedingungen und gleichzeitig eine der 

Haupteigenschaften des Transformationsprozesses in Polen,18 um das Erbe der zentralistisch 

aufgebauten Volksrepublik (1945-1989) zu bewältigen. Der erste Schritt, die Schaffung einer 

„Schule der Demokratie“, fand schon 1990 statt. Zu dieser Zeit wurde die Selbstverwaltung in 

den circa 2500 polnischen Gemeinden wiederhergestellt. Die zweite Phase der Reform des 

territorialen Systems und die Fortsetzung des Dezentralisierungsprozesses trat am 1. Januar 

1999 in Kraft. Man kann diese Reform als eine polnische Art von Regionalisierung betrachten, 

weil neben der zweiten Stufe der lokalen Selbstverwaltung in Form von Landkreisen und 

kreisfreien Städten eine regionale Selbstverwaltung in 16 Wojewodschaften eigerichtet wurde. 

Die Regionalisierung versteht man als die Schaffung einer zusätzlichen Ebene zwischen dem 

Zentralstaat und der lokalen Ebene, die mit legislativer Kompetenz ausgestatten werden kann. 

Beispiele findet man in Spanien oder Italien. Polen aber hat sich nicht für diesen Weg 

entschieden. Die polnische Tradition des Einheitsstaates wurde erhalten und die polnischen 

Wojewodschaften (Regionen) bleiben „nur“ Selbstverwaltungseinheiten und keine autonomen 

Gebietskörperschaften. Sie spielen aber eine Rolle bei der Gestaltung der Regionalpolitik in 

Polen und sind als Partner der Regierung bei der Gestaltung und Durchführung der 

Regionalpolitik anerkannt. Laut Stellungnahme der EU-Kommission von 1998 stellte diese 

regionale Ebene (NUTS II Regionen) einen adäquaten institutionellen Rahmen für die 

zukünftige Umsetzung der EU-Strukturpolitik dar.19    

Die Wojewodschaften stellen größtenteils historische Gebiete dar, die Einführung der 16 

Einheiten war teilweise von Geschichte, Wissenschaft, der Europäischen Union und der Politik 

determiniert. Die Namen der Wojewodschaften knüpfen an die historischen Bezeichnungen von 

Regionen, wie z.B. (Masowien, Großpolen, Kleinpolen, Pommern) an, stimmen aber nicht 

                                                           
17  Stykow, Petra 2007: Vergleich politischer Systeme, Paderborn, S. 212. 
18  Lipowicz, Irena 2010: Verfassungsrechtliche Garantie der Selbstständigkeit der kommunalen 
Selbstverwaltung in Polens, in: Development of Public Law, Vol. 1, S. 96. 
19  Pieper, Karin 2006: Regionalpolitik in Ungarn und Polen: Zwei Staaten im EU-Beitrittsprozess, 
Wiesbaden, S. 172.  



immer mit den historischen Regionen überein.20 So verhält es sich zum Beispiel mit der 

Wojewodschaft Schlesien mit ihrer Hauptstadt Kattowitz. Sie umfasst einen Teil des 

historischen Oberschlesiens und auch einen Teil der historischen Gebiete Kleinpolens. Es ist 

auch eine Tatsache, dass große wirtschaftliche Unterschiede zwischen den Regionen 

bestehen,21 die das Verlangen nach mehr (finanzieller) Autonomie von Seiten der reicheren 

Gebiete wecken können. 

Die regionale Ebene in Polen ist administrativ-dual aufgebaut. In den 16 Wojewodschaften 

residieren 16 Wojewoden als Vertreter der Zentralregierung. Sie werden vom polnischen 

Ministerpräsidenten ernannt, sind Verwaltungsorgane des polnischen Staates und Vollzieher 

der nationalen Politik. Zugleich wählen die Bewohner der Wojewodschaften alle vier Jahre ihre 

Vertretungen („Wojewodschaftssejmik“), die als quasi Regionalparlamente wahrgenommen 

werden können. Rechtlich genommen sind sie bestimmende Organe der Selbstverwaltung, 

dürfen auf ihrem Gebiet das allgemein geltende Recht erlassen (das lokale Recht) doch dieses 

muss in Vereinbarkeit mit der Verfassung und anderen allgemein geltenden Rechtsakten 

bleiben. Also weisen die polnischen Regionen („Wojewodschaften“) im Gegensatz z.B. zu den 

deutschen Bundesländern keine Staatsqualität auf. Die Regionalparlamente können aber eine 

wichtige Rolle spielen – als eine Plattform für politisch orientierte Regionalbewegungen.  

Eine Voraussetzung für regionale Bewegungen oder Parteien wäre eine regionale Identität, 

das deutliche Bewusstsein der eigenen Andersartigkeit im Staat. In Polen finden wir sowohl 

Regionen mit stark ausgeprägter Eigenidentität, als auch Regionen, wo diese keine relevante 

Rolle spielt. Über ausgeprägte regionale Identität verfügen Schlesier und Kaschuben, was die 

Volkszählungen deutlich bestätigten.22   

Die regionale Identität bewegt zur Bildung verschiedener Formen von institutionalisierten 

Gemeinschaften (Vereine, Gesellschaften, Parteien). Diese können verschiedene Ziele 

verfolgen, von Kultivierung und Schutz der Kultur, der Sprache (Dialekten), des Brauchtums 

bis hin zu politischen Forderungen (Streben nach Autonomie, Föderalisierung, Sezession, nur 

für sich selbst oder für das ganze politische System des Staates). Eine Frage wäre, ob die 

                                                           
20  Zaborowski, Łukasz 2013: Podział kraju na województwa : próba obiektywizacji, Warszawa. 
21  Nazarczuk, Jarosław 2013: Potencjał rozwojowy a aktywność inwestycyjna województw i podregionów 
Polski, Olsztyn.  
22  Es besteht eine breite Literatur, die regionale Identiät erforscht: Nijakowski, Lech (Hrsg.) 2009: 
Etniczność, pamięć, asymilacja, Warszawa; Szczepański, Marek/Śliz, Anna 2010: Dylematy regionalnej 
tożsamości. Przypadek Górnego Śląska, in: Śląsk, nr 10; Śliz, Anna 2009: Śląsk: wielokulturowość czy kulturowe 
zróżnicowanie?, in: Studia Socjologiczne, Nr. 4, S. 149–167; Szaraniec, Lech 2007: Wielokulturowość Górnego 
Śląska, Katowice; Kijonka-Niezabitowska, Justyna 2009:  Z problemów narodowości i tożsamości śląskiej – 
dylematy i wybory, in: Studia Socjologiczne, Nr. 4; Janeczek, Janusz; Szczepański, Marek (Hrsg.) 2006: Dynamika 
śląskiej tożsamości, Katowice.  



Organisationen, die solche politische Programme präsentieren, auch eine Bedeutung haben, d.h. 

eine reale Wirkungskraft besitzen und Unterstützung gewinnen können. Als „Messinstrument“ 

kann hier vor allem die Teilnahme einer solchen Organisation an den Wahlen dienen, 

mindestens auf der Regionalebene und last but not least: Wahlerfolge.  

Die „Bewegung der Autonomie Schlesiens“  

Wenn man die Entwicklung der letzten 25 Jahre beobachtet, gibt es eine einzige regional 

orientierte Organisation in Polen, die an den Wahlen teilnimmt und politische Forderungen 

äußert. Es ist die „Bewegung der Autonomie Schlesiens“ (Ruch Autonomii Śląska, RAŚ). Diese 

Organisation wurde 1990 als ein Verein gegründet (auf der Grundlage des Vereinsgesetztes von 

1989). Gleich kam der erste Erfolg: RAŚ nahm an den Parlamentswahlen 1991 mit eigener 

Liste teil und erzielte ein Wahlergebnis in Höhe von 0,36%, was zwei Mandate im Sejm23 

einbrachte (damals galt keine Sperrklausel bei der Sejmwahl). Die zu dieser Zeit herrschende 

Wendestimmung in Polen brachte „Regionalität“ in Mode. Der Wahlspruch „zurück zu den 

Wurzeln” konnte endlich verwendet werden. Gleich aber kam es zu Spannungen, weil RAŚ das 

Thema Autonomie für Schlesien thematisierte – ein Tabu für die meisten Polen und für 

politische Eliten. Es wurde ein abschreckender Vorwurf benutzt, nämlich die Gefahr einer 

„Balkanisierung Polens“ infolge der Forderungen von RAŚ.24 Die Teilnahme an den 

vorgezogenen Sejmwahlen 1993 (mit 5-Prozent Hürde) war ein Debakel: RAŚ konnte nur die 

Hälfte der Stimmen im Vergleich zu 1991 gewinnen. Seither ist RAŚ nicht mehr mit eigener 

Liste auf der zentralen Ebene angetreten.  

Auf der regionalen Ebene (die Selbstverwaltungswahlen in 16 Woiwodschaften) galt der 

Verein lange als völlig bedeutungslos. Erst unter Vorsitz von Jerzy Gorzelik, der erst 

Pressesprecher war und 2003 Vorsitzender wurde, gelang es der RAŚ, Medienaufmerksamkeit 

und mehr Anhänger zu gewinnen. Im November 2010 konnte die Bewegung bei der 

Regionalwahl in der Woiwodschaft Schlesien knapp 8,5 Prozent und damit drei Mandate im 

Wojewodschaftssejmik (Regionalparlament) erringen. Für die Bewegung war es „der große 

Durchbruch“ in die institutionalisierte Politik. Die Präsenz im Regionalparlament an sich war 

bereits wichtig, doch der Erfolg wurde noch von der Teilnahme an der regierenden Koalition 

                                                           
23  Der Sejm der Republik Polen (Sejm Rzeczypospolitej Polskiej) setzt sich aus 460 Abgeordneten 
zusammen und bildet neben dem Senat eine der beiden Kammern des polnischen Parlaments.  
24 Eine Reportage „Republika Śląska ponad narodami“ von Aleksandra Klich und Józef Krzyk für die größte 
Tageszeitung in Polen, „Gazeta Wyborcza“ vom 17.05.2008, http://wyborcza.pl/ magazyn/1,133 
483,5220014,Republika_Slaska_ponad_narodami.html (10.01.2015). 



gekrönt. Diese wurde von der Bürgerplattform (PO), der Bauernpartei (PSL)25 und der RAŚ 

gebildet. Jerzy Gorzelik, der Vorsitzende der RAŚ, wurde in den fünfköpfigen Vorstand 

(Regionalregierung) der Wojewodschaft Schlesien aufgenommen (gewählt von den 

Sejmikabgeordneten). RAŚ konnte sich endlich als koalitionstauglich und kooperationsfähig 

erweisen und von der größten Partei Polens (Bürgerplattform) als Partner akzeptiert werden. 

Von Bedeutung war auch, dass die Verantwortung für die Ressorts Kultur und Erziehung an 

Gorzelik delegiert wurde.26 Die Zusammenarbeit mit der PO beendete die RAŚ im April 2013. 

Bei den Regionalwahlen 2014 bekam RAŚ zwar etwa 25.000 Stimmen weniger, was aber ein 

Platz mehr im Wojewodschaftssejmik ausmachte. Diesmal aber blieb RAŚ zuerst außerhalb der 

regierenden Koalition. Die Bürgerplattform, die wieder gewonnen hat, ersetzte RAŚ durch SLD 

(„Der Bund der Demokratischen Linken“27). Infolgedessen setzte sich der Vorstand der 

Wojewodschaft Schlesien  nach den Regionalwahlen 2014  wie folgt zusammen: 

Bürgerplattform, Bauernpartei und SLD. Zu einer Veränderung zugunsten der RAŚ kam im 

Juni 2015 als die in Schlesien regierungstragende Koalition um RAŚ ergänzt wurde. Aufgrund 

einer Vereinbarung zwischen den Koalitionsparteien wurde ein RAŚ-Vertreter in den Vorstand 

der Wojewodschaft Schlesien gewählt. In der Opposition bleibt eine Partei - Recht und 

Gerechtigkeit. Am Rande sei hinzuzufügen, dass die Politik in Regionen fast ausschließlich von 

Volksparteien dominiert wurde. Die einzige regionale Kraft, die sich neben RAŚ bei 

Regionalwahlen kontinuierlich durchsetzt, ist die Deutsche Minderheit. Das Wahlkomitee 

Deutsche Minderheit28 nimmt regelmäßig an Regionalwahlen in der Wojewodschaft Oppeln 

teil und jedes Mal gewinnt es Mandate im Wojewodschaftssejmik Oppeln.  

 

Tabelle 1.: Die Regionalwahlergebnisse von RAŚ in der Wojewodschaft Schlesien 29 

Wahljahr Stimmenanzahl In Prozent  
Mandate  

im Wojewodschaftssejmik   

                                                           
25  Die Bürgerplattform und die Bauernpartei – PSL sind polnische Volksparteien, die 2007-2015 auf der 
nationalen Ebene in einer Regierungskoalition waren und somit die polnische Regierung bildeten.   2015 kam in 
Polen zu einem Machtwechsel, die Regierung bildet die Partei Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość 
- PiS). 
26  Ein Hauptziel der RAŚ ist es, die schlesische Kultur und Identität zu entwickeln. 
27  SLD ist eine sozialdemokratische Partei in Polen. Zu ihren Vorgängern gehört die kommunistische Partei 
der Volksrepublik Polen. Aus den Sejmwahlen 1993 und 2001 ging sie jeweils als stärkste Partei hervor und stellte 
somit jeweils die polnische Regierung. 
28  Von der Sozial-Kulturellen Gesellschaft der Deutschen im Oppelner Schlesien gegründet. Siehe http:// 
www.tskn.vdg.pl/ und http://mniejszoscniemiecka.eu/kandydaci-do-sejmiku-woj-opolskiego (10.01.2015). 
29  Panstwowa Komisja Wyborcza (Staatliche Wahlkommission), http://pkw.gov.pl/g2/oryginal/2014_ 
12/0188f53179c9ba37be5deadef9601491.pdf und http://pkw.gov.pl/obwieszczenia-i-komunikaty-2-
23063/strona,1.html (10.01.2015). 



2002 53 118 4,24 % 0 

2006 58 919 4,35 % 0 

2010 122 781 8,49 %  3(4)* von 48** 

2014 97 664 7,24 % 4 von 45** 

* Nach Wahlergebnis waren es drei Mandate, danach ist ein Mitglied von einer anderen Partei (Recht und 

Gerechtigkeit) der RAŚ beigetreten und brachte sein Mandat mit. 

** Die Anzahl der Abgeordneten im Wojewodschaftssejmik variiert in Abhängigkeit von  der Bevölkerungsstärke 

in der Wojewodschaft. 

 

Auf europäischer Ebene war das Jahr 2001 für die RAŚ relevant. Es wurde der Bewegung der 

Beobachterstatus in der European Free Alliance (EFA) zuerkannt. Im Jahr 2003 ist RAŚ ein 

gleichberechtigtes Mitglied der European Free Alliance geworden.  

Politische Ziele der Bewegung der Autonomie Schlesiens 

Oberschlesien, der Wirkungsort von RAŚ, ist im Vergleich zu anderen Regionen in Polen eine 

spezifische Region. Im Laufe der Geschichte wurde Oberschlesien zu einer kulturellen 

Grenzregion geformt: d. h. im Verhältnis zu den politisch-administrativen Zentren ist 

Oberschlesien an der Peripherie gelegen, mit einem deutlichen Bewusstsein der eigenen 

Andersartigkeit. Die regionale Identität der Schlesier ist im Zuge der langjährigen 

Durchdringung vieler Kulturen und Traditionen unterschiedlicher Herkunft entstanden30. Die 

Volkszählungen 2002 und 2011 haben bestätigt, dass in der Region verschiedene 

Identitätskonstellationen präsent sind, was eine Grundlage für die Herausbildung der regionalen 

Organisationen ist.      

Eine dieser Organisationen ist die RAŚ, die sich als Vertretung der Regionalinteressen der 

Oberschlesier sieht und dabei für viele Emotionen in Polen sorgt. Vor allem wegen der im Statut 

formulierten Deklaration, Aktivitäten zu Gunsten der Autonomie der Regionen in Polen zu 

unterstützen (§5). Das Hauptziel der Bewegung,31 nämlich die Erlangung der Autonomie 

                                                           
30  Szczepański, Marek/Śliz, Anna 2012: Die Bewegung für die Autonomie Schlesiens (RAŚ), Bundeszentrale 
für Politische Bildung, http://www.bpb.de/internationales/europa/polen/139913/analyse?p=all (10.01.2015).  
31  Die weiteren Ziele von RAŚ sind nicht so „revolutionär“ für das politische System Polens und umfassen 
folgende Aktivitäten: 1) die Vertiefung der regionalen Identität unter den Einwohnern Schlesiens und anderer 
Regionen der Republik Polen, 2) die Gestaltung und Entwicklung einer aktiven zivil-gesellschaftlichen Haltung in 
der Bevölkerung Schlesiens, 3) die Beteiligung an der Integration aller Einwohner Schlesiens ohne Rücksicht auf 
den ethnischen Hintergrund, 4) den Schutz der Umwelt und des materiellen und geistigen Erbes der Vorfahren, 
5) die Verbreitung der Menschenrechte und der bürgerlichen Freiheiten, 6) die Förderung der europäischen 
Integration, Zusammenarbeit zwischen den Gesellschaften, 7) die Pflege kultureller und wirtschaftlicher 



Schlesiens im Rahmen einer ausgereiften Dezentralisierung der Republik Polen,32 stellt das 

gegenwärtige, von allen politischen Lagern akzeptierte territoriale System von Polen in Frage.  

RAŚ beruft sich deutlich auf die Autonomie, die die Wojewodschaft Schlesien in der 

Vergangenheit besaß (in der Zweiten Republik Polen, im Zeitraum 1920-1939). Auf der 

anderen Seite sucht die RAŚ Inspirationen in Westeuropa, indem sie sich ein Beispiel an den 

autonomen Regionen in Spanien oder Italien nimmt und den von ihnen eingeschlagenen Weg 

als ein gewünschtes Szenario für die Entwicklung in Polen präsentiert.   

Die Bewegung argumentiert, eine autonome Wojewodschaft Schlesien (mit eigenem 

Parlament und eigener Regierung) werde besser als die zurzeit agierende Selbstverwaltung die 

regionale Identität und Kultur berücksichtigen und schützen. Dabei wäre der Kern der 

Autonomie, die finanzielle Unabhängigkeit zu bekommen. Laut der Bewegung: „Die Gelder, 

die die Menschen unserer Region erarbeiten, werden zu unserer Verfügung bleiben. Die 

Bewohner dieser Region werden über die Verteilung dieser Finanzmittel entscheiden.“33 Es ist 

auch deutlich, dass die Bewegung folgende Auffassung vertritt: „Dank Autonomie wird sich 

Schlesien optimal entwickeln – und nicht nach den Richtlinien aus Warschau.“ Und: „Über 

unsere Sachen werden unsere Menschen entscheiden. Über den Bergbau wird sich der Minister 

aus Stettin nicht aussprechen.“34 Ein Leitmotiv der Vorstellungen von RAŚ ist die 

Überzeugung, dass die zentralen Entscheidungsstrukturen (das nationale Parlament und die 

Regierung in Warschau) die Bedürfnisse der Schlesier verkennen oder ignorieren. „Die 

Bürokraten aus Warschau lösen unsere Probleme nicht.35“ Dabei werden die Gespenster aus 

der Vergangenheit wieder wach, dass das ganze Land vom schlesischen Bergbau profitierte und 

die Region ausbeutete. In theoretischen Überlegungen über den Regionalismus wird eine solche 

Argumentation mit Ansätzen „ethnischer Persistenz“ gebunden: „Der Regionalismus und die 

                                                           
Kontakte zur schlesischen Diaspora sowie emotionaler Bindungen zwischen dieser und der Heimat, 8) die 
Entwicklung und Gestaltung eines positiven Image von Schlesien; 9) die Förderung der vielfältigen schlesischen 
Sprache. 
32  §12 a der Satzung von RAŚ: http://autonomia.pl/n/statut-ruchu-autonomii-slaska (10.01.2015). 
33  Laut der Informationen auf der offiziellen Webseite der Bewegung der Autonomie Schlesiens 
http://autonomia.pl (10.01.2015). 
34  Die offizielle Webseite der Bewegung der Autonomie Schlesiens: http://www.autonomia.pl/faq/#f36 
(10.02.2015). 
35  Ein Interview mit dem Vorsitzenden der RAŚ, Jerzy Gorzelik, veröffentlicht am 30.11.2014: 
http://wiadomosci.gazeta.pl/wiadomosci/1,114873,8741572,Niezalezny_Slask_od_2020_Autonomia_to_rozwi
azanie.html (15.01.2015). 



ethnische Bewegung gehen auf den Konflikt zwischen den zentralstaatlichen Eliten und 

regionalen Eliten um die knappen Ressourcen und auf regionale Diskriminierung zurück“36. 

Auf dem VII. Kongress der Bewegung 2011 hat der Vorsitzende Jerzy Gorzelik seine Vision 

unter dem Namen „Autonomie 2020“ präsentiert. Es wurde auch ein Entwurf für die Revision 

der polnischen Verfassung präsentiert, nach der eine Autonomie auch für andere Regionen in 

Polen möglich wäre. Außerdem deklarierte Gorzelik, er wolle die Bewegung, die einen 

Vereinsstatus besitzt, in keine Partei umgestalten – „wir wollen eine politisch-soziale 

Bewegung bleiben.“37  

Auf dem VIII. Kongress am 7. März 2015 haben die 98 Delegierten eine Resolution 

verabschiedet, dass die RAŚ doch eine Schlesische Regionalpartei bilden will – als eine 

Alternative zu nationalen Parteien.38 Da aber die Parlamentswahlen schon im Herbst 2015 

stattfinden, soll der Aufbau der Parteistrukturen erst danach begonnen werden. 

Wenn man jetzt die Entwicklung von RAŚ aus der nationalen Perspektive zu reflektieren 

versucht, stellt man fest, dass die Forderungen nach einer politischen Autonomie auf das 

Misstrauen und den Verdacht stoßen, dass dahinter separatistische Ziele verborgen sind. Dazu 

kommen noch ungeschickte Äußerungen, wie zum Beispiel eine von dem Vorsitzenden der 

Bewegung, Jerzy Gorzelik, der polnischer Staatsbürger ist: „Ich bin Schlesier, kein Pole, und 

ich habe dem polnischen Staat nichts versprochen, also habe ich Polen auch nicht verraten und 

ich fühle mich nicht zur Loyalität diesem Staat gegenüber verpflichtet.“39 Derartige 

Äußerungen bringen der Bewegung keine Sympathie, besonders im Kontext der polnischen 

Geschichte. Diese beinhaltet, dass ein Teil der polnischen Nationalidentität aus dem Kampf um 

die polnische Staatssouveränität stammt. Jerzy Buzek, der ebenfalls aus Schlesien stammende 

ehemalige Premierminister von Polen, damals Vorsitzender des Europäischen Parlaments, 

meinte kritisch, dass die Bewegung unnötig die Bewohner Schlesiens polarisiere.40 

Die Entwicklung, die RAŚ seit der Gründung 1990 hinter sich hat, lehrte sie, dass kontroverse 

Äußerungen nur Schaden für Außenrezeption verursachen können. Der schwerste Vorwurf 

gegenüber der RAŚ war und ist das Sezessionsstreben. Um der Verdächtigung des 

                                                           
36 Jung, Byungkee 1999: Norditalienischer Leghismo als politischer Regionalismus: Lega Nord im 
politischen und sozioökonomischen Wandel Italiens, Dissertation an der FUB, S. 43; Blaschke, Jochen 1989: Der 
Regionalismus in Westeuropa als Problem ethnisch-politischer Mobilisierung, Berlin, S. 13.  
37 http://www.dziennikzachodni.pl/artykul/376979,autonomia-dla-gornego-slaska-termin-rok-2020,id,t. 
html (15.01.2015). 
38  http://autonomia.pl/n/kongres-raS-2015-relacja (10.03.2015). 
39  Diese Deklaration hat Gorzelik in den 90er Jahren abgegeben, woraufhin seine Äußerung in einem 
Interview mit ihm am 29.11.2010 im Polnischen Rundfunk aufgenommen wurde: http://www.polskie 
radio.pl/7/158/Artykul/278382,Nie-straszcie-secesja-i-separatyzmem (15.12.2014) 
40  http://www.polskieradio.pl/7/158/Artykul/278382,Nie-straszcie-secesja-i-separatyzmem (15.12.2014) 



Sezessionsstrebens auszuweichen, betont Jerzy Gorzelik, dass eine breite Autonomie innerhalb 

der Republik Polen für Schlesien am günstigsten wäre. In der Satzung von RAŚ wurde 

festgeschrieben, dass die Aktivitäten der Bewegung nicht zur Änderung der Staatsgrenzen 

führen (§5). Und um die Bezeichnung „Autonomie“ zu entschärfen, benutzt Jerzy Gorzelik den 

in Polen vertrauten Begriff „Dezentralisierung“ und erklärt: „Gegenwärtig ist die Autonomie 

eine gewisse Form der Dezentralisierung.“41 

Die zweite Erfahrung, die die RAŚ seit der Gründung gemacht hat, veranschaulichte ihr, 

dass das Bestreben nach Autonomie nur für die Region Schlesien allein nicht realisierbar ist. 

Die anderen Regionen würden es als ein ungerechtes Privileg sehen und deswegen die 

Autonomiebemühungen torpedieren. Aus diesem Grunde versucht die RAŚ sich als ein 

Promoter für alle Regionen in Polen anzubieten. Mit der Ausarbeitung des Programms 

„Autonomie 2020“ wurde von RAŚ ein komplexer Verfassungsänderungsentwurf vorbereitet, 

welcher das allgemeine Recht der Regionen in Polen auf territoriale Autonomie beinhaltet. 

Gleichzeitig versuchte die RAŚ andere Regionen zum Engagement nach dem RAŚ-Muster zu 

animieren. Es sind zum Beispiel 2010 und 2011 folgende Organisationen entstanden: 

Bewegung der Autonomie Großpolen, Bewegung der Autonomie Masurens und Bewegung der 

Autonomie Podlachiens. Im Vergleich zur RAŚ bleiben sie zurzeit politisch bedeutungslose 

Nachbildungen, und existieren lediglich in der Form von Facebook-Seiten.   

Fazit  

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die RAŚ als erste Organisation in Polen eine 

Region (Oberschlesien) und eine Bevölkerungsgruppe (die Schlesier) zum Objekt der Politik 

gemacht hat und dabei Aufmerksamkeit erzielt hat, die weit über die Regionsgrenzen 

hinausreicht. Die Bewegung agiert wie eine Partei und man kann sie ohne Zweifel als eine 

regionale Partei verstehen, die zurzeit jedoch ein Sonderfall auf der politischen Bühne in Polen 

bleibt. 

  

 

 

                                                           
41  Ein Interview mit Jerzy Gorzelik von Elżbieta Kazibut-Twórz für Tageszeitung „Dziennik Zachodni“, am 

10.12.2010, veröffentlicht unter: http://www.dziennikzachodni.pl/artykul/343827,gorzelik-odlaczyc-slask-
od-polski-nie-mam-takich-zamiarow,4,id,t,sa.html (10.01.2015). 
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